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a Ausgangslage
.. Nach $ 17 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst wirkt die untere Gesundheitsbe-
a .  hördeaufeinausreichendesAngsbotan Schwangeren-und Mötterberatung hin. "Für Personen in
n sozialen undgesundheitichen Probiemlagen insbesondere für diejenigen die aufsuchende. Hilfe

benötigen, hältdie untereGesundheitsbehörde einenaufsuchendenBeratungsdienstvor". Ziel die-
ser aufsuchendenHebammentätigkeitistes, fürSchwangere und Mütter, diedurchandereAngebo-
tenichterreicht werden, bis zu einem Jahr nach der Geburt die notwendige Beratung; Unterstüt-
zung und Vermittlung an dieverschiedenen Fachstellen sicherzustellen. on |
DieAlfgabenerledigungdurcheineFamilienhebamme wurdeimRahmeneinesModellprojektes im nn
Jahr 2006 nach einem Ausschreibungsverfahren für drei Jahre bis,Eride 2003 auf den Caritasver-
bandübertragen. Nach einem erfolgreichen.Projektveriauf hat'der Kreistag irseiner Sitzung am
08.07.2004 beschlossen, die aufsuchendenHilfen äuch künftig anzubieten,den Caritasverband für

| den Rhieinisch-BergischenKreis mitderAufgabenwahrnehmungauchweiterhin zu beauftragen und Ä
hierfür Mittelin Höhe von 23.000 €.jährlichbereitzustellen."Die darauf hin abgeschlossene

, Leistungsund Finanzierungsvereinbafung:läuft zum 31.12.2008 aus. a

Mit-Schrejban vom.22.03.2007 informiert där Cafitasvetbaind darüber, dass eine-zünehmiende |
„ Nachfrage nach den Hebafnmienleistungen zu verzeichnen. seiund'eine bedärfsgerechte'Versor-
:gurig Richtmehr:sichergestellt werden könne. . “ " N
DerKreistaghatdaraufhin in seiner Sitzung am 22.03.2007 im Rahmender.Verabschiedurig des
Produktund Budgetplans 2097 dern Anliegen des Caritasverbandes entsprochen und zum Aus-. \

° bay einerbedarfsgerechten Angebötsstrukturzusätzlich:Mittet inHöhe'von 23.000€ in den; Haus-
halt eingestellt undraiteineriiSparrvermerkversehen.Nach Konkretisierung desBedarfs uridBera-
tungim Fachausschüsssollte dieser über die verwendung.der Mittel entscheiden. |

Bedärfsermittlung - ’ “ \ .
- in.den letzten Monäten erfölgte.gemeinsam mit dem Träger eine Analyse der vorhandenen Fälle. \

. Ziel war es, den. Mehrbedarf zu’'konkretisieren und eine bedarfsgerechteLeistungserbringung s-
cherzüstelien. Im Rahmen der’regelmäßigen Fallbesprechtingen würde geprüft,ob alle Aufträge an
vie Familienhebamme notwendig warenund den Zielen derVereinbarungen dntsprachen. Im Er- °

" gebnis ist festzustellen, dass nach Evaluierung derAufträge an.die Familienhebamme derBedarf
überdem eirier halben Stelle liegt. “ .

Weiteres Vorgehen 5 \
. Dievertraglichen Regelungen zur Aufgaberwahmehmung-laufen zum 31.12.2008 aus, Insofern

wird daher für die Restläufzeit folgender Verfahrenswegvorgeschlagen:
1.. DieFinanzierung der Hebammenleistungen im Umfang von 23.000 €, die in der Vereinba-

“ nung beschrieben sind, bleibt vom weiteren Vorgehen unberührt
2. DerEinsatz der Familienhebamme orientiert sichan den Vorgaben des Gesetzes überden

öffentlichen Gesundheitsdienst (OGDG) und.den entsprechenden vertraglichen Regelun-
gen.

' u 3. DieHebammenleistuhgen,diegem:$ 2 der Hebammenberufsordnungmit den Krankenkas-
- sen abgerechnetwerden können, sind verstärkt mit einzubeziehen. Diese Leistungen sind. ,

im vertraglichTästgelegten Umfang nicht enthalten und daher mit einem separaten.Stun-
" denkontingent zu erbringen. .

4. Wird’ein Stundenmehrbedarf nachgewiesen, der über den zur Verfügung stehenden Rah-
men von derzeit 19,5 Std. wöchentlich erforderlich wird, erfolgt eine Abrechnung der nach-
gewiesenen Fachleistungsstunden bis zu einer Höhe von 23.000,-€. Die Kosten und die
Qualität einer Fachleistungsstunde werden.germeinsam mit dem Träger ermittelt.
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— MonatlicheDienstbesprechungen mit dem Kinder- und Jugendärztlichen Dienst der unteren Ge-
. sundheitsbehörde stellen weiterhin einer bedarfsgerechten Einsatz der Familienhebamme sicher.

Ausblick 2 |
In Vorbereitung auf üasAuslaufen der Vereinbarungen zum Ende 2008 sind folgende Purkta zu:
könkretisieren: =

1. Im.Rahmenderkonzeptionellen, Überlegungenallar Träger derJugendhilfe und der unteren
‚GesundheitsbehördeimRheinsch-Bergischen Kreis, ein "Frühwamsystemi" zurVermekiung
von Kindeswohlgefährdung im Rheinisch-Bergischen Kreis zu implementieren sind die Auf- “
gaben der"Frühen Hilfen”durch die Familienhebamme vorund nach der Geburt erneut zu
überprüfen. und. an die erforderlichen Bedarfe anzupassen. -.

. 2. ‚UmeinelücköntgseBegleitungvonFamilien mitbesonderen Problemiagen von derGebut
an.biszur Aufnahme in eine Kindertageseinrichtüng sicherstellen Zu können, sollte neben

: .demEinsatz.der.Famillenhebamme {längstens bis zum 1. Lebensjahr des Kindes) zusätz- .
lich’eine'ergänzendeBegleitungund Unterstützung durch einemediäinische Fachkraft, ei- .
ner Kinderkrankenschwester,biszur-Aufnahme,in.der. Kindergarten vorgehalten werden.
Die Verwaltungbeäbsichfigtdaher, die Aufgaben und-Einsatznöglichkeiteneiner Kinder-
"kratikenischwesterzu Könkretisieren und der Kreistag ein entsprechendesKonzeptzurBe-
schlüssfässung vorzulegen. _ a E . .

3. ZurSicherstellung einer.kreisweit einheitlichen Angebatsstruktur und Leistungsgewährung _
sind verbindliche Qualitäts- und Wirkungsindikatorerizu entwickeln, die ein permanentes
Sortrolling ung eine Steuerung durch den Kreis zulassen.

Finanzielle Auswirkungen xTya [_]Nein ©.

Die Mittel stehen im Haushaltsplan zurVerfügung R] Ja’. [I Nein 15. Beschlussworschlag) "

"7 Die Maßnahme verursacht Folgekosten in Höhe von . '

. einmalig Euro . \ . nn

jährtich Euro =

Keine Folgekosten L] \ -
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